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SPRUCH 
 

Gott hat der Intelligenz des Menschen Grenzen ge-
setzt, der Dummheit nicht.  
Elbert Hubbard; 1856 – 1915, amerikanischer Essayist 
 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  

Urlaubsberechnung bei Kurzarbeit 

Fallen aufgrund von Kurzarbeit einzelne Arbeitstage 
vollständig aus, ist dies bei der Berechnung des Jah-
resurlaubs zu berücksichtigen. Zu dieser Entscheidung 
kam das Bundesarbeitsgericht am 30.11.2021. 
 
In dem entschiedenen Fall war eine Arbeitnehmerin 
an 3 Tagen wöchentlich als Verkaufshilfe beschäftigt. 
Bei einer Sechstagewoche hätte ihr nach dem Arbeits-
vertrag ein jährlicher Erholungsurlaub von 28 Werkta-
gen zugestanden. Dies entsprach bei einer vereinbar-
ten Dreitagewoche einem Urlaubsanspruch von 14 Ar-
beitstagen. 
 
Aufgrund Arbeitsausfalls durch die Corona-Pandemie 
führte der Arbeitgeber Kurzarbeit ein. Dazu trafen die 
Parteien Kurzarbeitsvereinbarungen, auf deren Grund-
lage die Arbeitnehmerin u. a. in den Monaten April, 
Mai und Oktober 2020 vollständig von der Arbeits-
pflicht befreit war und in den Monaten November und 
Dezember 2020 insgesamt nur an 5 Tagen arbeitete. 
Aus Anlass der kurzarbeitsbedingten Arbeitsausfälle 
nahm der Arbeitgeber eine Neuberechnung des Ur-
laubs vor. Er bezifferte den Jahresurlaub für das Jahr 
2020 auf 11,5 Arbeitstage. 

 
 



 
Der kurzarbeitsbedingte Ausfall ganzer Arbeitstage 
rechtfertigt eine unterjährige Neuberechnung des Ur-
laubsanspruchs. Aufgrund einzelvertraglich vereinbar-
ter Kurzarbeit sind ausgefallene Arbeitstage weder 
nach nationalem Recht noch nach Unionsrecht Zeiten 
mit Arbeitspflicht gleichzustellen. Der Urlaubsanspruch 
aus dem Kalenderjahr 2020 übersteigt deshalb nicht 
die vom Arbeitgeber berechneten 11,5 Arbeitstage. 
 

 
Familienrecht/Erbrecht 

Kein Herausgabeanspruch von Brautgabe 
und Brautschmuck nach der Scheidung 
 

Das OLG Hamm hatte sich in einem Beschwerdever-
fahren mit der Frage zu befassen, wie im Fall der 
Scheidung einer Ehe eine Brautgabe und Braut-
schmuck rechtlich zu behandeln sind. 
 
Im November 2015 heirateten eine türkische Staats-
angehörige und ein deutscher Staatsangehöriger. 
Beide sind in Deutschland geboren und aufgewach-
sen. Im April 2016 schlossen sie die religiöse Ehe. In 
der Heiratsurkunde zu dieser religiösen Eheschließung 
ist der Frau seitens ihres Ehemanns eine Brautgabe 
von 7.000 € versprochen worden. Zur Hochzeit bekam 
sie von Gästen wertvolle Goldgeschenke umgehängt. 
Im Februar 2017 trennten sie sich und im Mai 2019 
war die Scheidung. Die Frau beanspruchte die Zah-
lung der versprochenen Brautgabe von 7.000 € und 
die Herausgabe des anlässlich der Hochzeitsfeier ge-
schenkten Goldes. 
 
Das islamische Recht ordnet eine Brautgabe als zwin-
gende Zuwendung des Bräutigams an die Braut an. 
Solange die Brautgabe noch nicht ausgezahlt - und 
damit vollzogen - worden ist, bedarf die getroffene 
Vereinbarung über die Brautgabe zu ihrer Wirksamkeit 
- wie bei einer Schenkung - der notariellen Beurkun-
dung. 



Hat die Frau die Brautgabe noch nicht erhalten und 
wurde das Brautgabeversprechen nicht notariell beur-
kundet, kann die Zahlung der Brautgabe nicht ver-
langt werden. Werden der Braut bei der Hochzeit von 
den Gästen Gold und Schmuckstücke "umgehängt", 
hat sie daran das Eigentum erworben und einen An-
spruch darauf. 
 
 

Sonstiges 

Bremsen in der Autowaschanlage 

Bremst ein Fahrer sein Fahrzeug in einer Autowasch-
straße ab, weil er befürchtet, mit einem vor ihm ste-
henden anderen Fahrzeug zu kollidieren, dessen Fah-
rer verzögert aus der Waschstraße ausfährt, haften 
beide Beteiligten für entstehende Schäden. 
 
In einem vom Oberlandesgericht Zweibrücken ent-
schiedenen Fall benutzte ein Autofahrer eine Auto-
waschstraße, bei der die Fahrzeuge durch ein Förder-
band durch die Anlage gezogen werden. Am Ende der 
Waschstraße stand ein weiteres Fahrzeug, dessen 
Fahrer nach dem Ende des Waschvorgangs nicht um-
gehend wegfuhr. Da die Anlage nicht sofort stoppte, 
befürchtete der Fahrer eine Kollision mit dem vor ihm 
stehenden Auto und bremste. Dadurch rutschte sein 
PKW aus dem Mitnehmer des Förderbandes der An-
lage, verkantete sich in der Waschstraße und wurde 
beschädigt. Er verlangte Schadensersatz sowohl vom 
Waschstraßenbetreiber und vom Halter des vor ihm 
stehenden Fahrzeugs. 
 
Die OLG-Richter entschieden, dass den Fahrer ein 
überwiegendes Mitverschulden an der Beschädigung 
seines Fahrzeugs trifft. Aber auch der Fahrer des aus-
fahrenden PKW hat sich fehlerhaft verhalten. Sein 
Haftungsanteil beläuft sich nach Einschätzung der 
Richter auf 30 % des Schadens. 


